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ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

Bebauungsplan Nr. 7/16 (675) Wohnbebauung Steltenbergstraße - 
Verfahren nach § 13a BauGB  
hier:  
a) Beschluss über die eingegangenen Anregungen im Rahmen der 
 Beteiligungsverfahren 
b) Beschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB - Satzungsbeschluss 
c) Beschluss über die Aufhebung entgegenstehender Pläne und 
Satzungen 
d) Beschluss über die Berichtigung des Flächennutzungsplans 
 

Die Lage und der Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind aus dem 
folgenden Kartenausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 14.11.2019 folgenden 
Beschluss gefasst: 
a) Der Rat der Stadt Hagen weist nach eingehender Prüfung der 
öffentlichen und der privaten Belange, die im Rahmen der Beteiligung 
der Öffentlichkeit und der Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange vorgebrachten Anregungen zurück bzw. 
entspricht ihnen im Sinne der nachfolgenden Stellungnahmen der 
Verwaltung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB. Die Sitzungsvorlage wird 
Bestandteil des Beschlusses und ist als Anlage Gegenstand der 
Niederschrift. 
 

b) Der Rat der Stadt Hagen beschließt den im Sitzungssaal 
ausgehängten und zu diesem Beschluss gehörenden Bebauungsplan 
Nr. 7/16 (675) Wohnbebauung Steltenbergstraße – Verfahren nach § 
13a BauGB gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der zurzeit gültigen Fassung 
als Satzung. Dem Bebauungsplan ist die Begründung vom 10.10.2019 
gemäß § 9 Abs. 8 BauGB beigefügt und ist als Anlage Gegenstand der 
Niederschrift. 
 

c) Der Rat der Stadt Hagen beschließt, dass mit dem Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes Nr. 7/16 (675) Wohnbebauung Steltenbergstraße – 
Verfahren nach § 13a BauGB die entgegenstehenden Festsetzungen 
des für dieses Plangebiet bisher maßgeblichen Bebauungsplanes Nr. 
3/86 aufgehoben sind. Dasselbe gilt für die Festsetzungen älterer Pläne 
und Satzungen (z. B. Fluchtlinienpläne), die für das Plangebiet in 
früherer Zeit bestanden haben. Die Festsetzungen des neuen 

Bebauungsplanes gelten uneingeschränkt. Sollten dieser Plan und die 
darin enthaltenen Festsetzungen unwirksam sein oder werden, gelten 
die vorgenannten alten Pläne und Satzungen für diesen Teilbereich 
dennoch als aufgehoben. Ein zusätzlicher Aufhebungsbeschluss ist 
insoweit nicht erforderlich und wird dementsprechend nicht gefasst. 
 

d) Der Rat der Stadt Hagen beschließt, den Flächennutzungsplan der 
Stadt Hagen im Wege der Berichtigung gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 
Halbsatz 3 BauGB an den Bebauungsplan anzupassen. 
 
Geltungsbereich: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 7/16 (675) 
Wohnbebauung Steltenbergstraße – Verfahren nach § 13a BauGB liegt 
in der Gemarkung Hohenlimburg, im gleichnamigen Stadtbezirk. 
Nördlich endet das Plangebiet an der Letmather Straße und östlich an 
der Steltenbergstraße. Im Süden grenzt es an eine öffentliche 
Grünfläche, die teilweise mit Gehölzstrukturen bewachsen und für einen 
Spielplatz vorgesehen ist. Daran schließt sich eine im Südwesten des 
Plangebietes gelegene öffentliche Grünfläche in Form eines dicht 
bewachsenen Biotops an. Das Plangebiet liegt in Flur 7 und umfasst die 
Flurstücke 762, 764 sowie teilweise die Flurstücke 403, 776, 779, 780, 
786, 789, 792 und 795. Insgesamt weist die Fläche eine Größe von ca. 
5.171 m² auf und befindet sich im Eigentum der Stadt Hagen. 
 

In dem im Sitzungssaal ausgehängten Bebauungsplan im Maßstab 
1:500 ist der beschriebene Geltungsbereich eindeutig dargestellt. Er ist 
Bestandteil des Beschlusses. 
 
Nächster Verfahrensschritt: 
Mit der öffentlichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses tritt der 
Bebauungsplan in Kraft. Das Bebauungsplanverfahren ist damit 
abgeschlossen. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 7/16 
(675) Wohnbebauung Steltenbergstraße – Verfahren nach § 13a 
BauGB wird hiermit ortsüblich öffentlich bekanntgemacht. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung gemäß § 
7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Rechtsgrundlagen: 
§ 13a und § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) in Verbindung mit 
§§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe f) der GO NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 201) 
 
Hingewiesen wird ferner: 
- auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB 
über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungs-
ansprüche wegen Planungsschäden infolge der Aufstellung/Änderung 
eines Bebauungsplanes.  
 

Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn 
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch 
herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
 

Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 
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bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 
- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 1 BauGB. 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses 
Gesetzbuches ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungs-
planes und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, 
wenn  
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der 

Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in 
wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden 
sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des 
Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 
5 Satz 2, nach § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3, auch in Verbindung 
mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13b, nach § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 
6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist 
unbeachtlich, wenn 
a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden 

oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden 
sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder 
in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, 

b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 

c) (aufgehoben) 
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Abs. 2 Satz 1 

nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist ausgelegt 
worden ist und die Begründung für die Annahme des 
Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist,  

e) bei Anwendung des § 4a Abs. 4 Satz 1 der Inhalt der 
Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das 
Internet eingestellt, aber nicht über das zentrale Internetprotal des 
Landes zugänglich sind, 

f) bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass 
von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde oder 

g) bei Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13, auch in 
Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13b, die Voraussetzungen 
für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften 
verkannt worden sind; 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und 
der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 
Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplanes oder der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist, abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die 
Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist,  

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die 
Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der mit 
der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 

Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in 
wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse 
dargelegt wird. 
 
- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2 BauGB. 
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, 
wenn 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen 

Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 
bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines 
vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes 
aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei 
die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach 
Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne 
dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden 
ist. 

 
- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2a BauGB. 
Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a, 
auch in Verbindung mit § 13b, aufgestellt worden sind, gilt ergänzend 
zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 
1. (aufgehoben) 
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die 

Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes unbeachtlich. 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, 

auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 
gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie 
entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist 
unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht 
ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes beachtlicher 
Mangel. 

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 
nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar 
ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von 
Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht 
ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher 
Mangel. 

 
- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 3 BauGB. 
Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die Satzung 
maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht 
werden, im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, 
wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss 
gewesen sind. 
 
- auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB. 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Stadt Hagen (Fachbereich 
Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung) Rathaus I, 
Rathausstraße 11, 58095 Hagen unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 7/16 (675) 
Wohnbebauung Steltenbergstraße – Verfahren nach § 13a BauGB als 
Satzung in Kraft. 
 
Nach § 10 Abs. 3 BauGB liegen der Bebauungsplan Nr. 7/16 (675) 
Wohnbebauung Steltenbergstraße – Verfahren nach § 13a BauGB und 
die Begründung vom 10.10.2019 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB ab sofort 
beim Amt für Geoinformation und Liegenschaftskataster der Stadt 
Hagen, Rathaus II, Berliner Platz 22, 58089 Hagen, Zimmer B.104 
dauernd während der Dienststunden zur Einsichtnahme bereit. 
Jedermann kann den Bebauungsplan und die Begründung einsehen 
und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Darüber hinaus können die Planunterlagen im Internet auf der Seite der 
Stadt Hagen unter https://www.hagen.de / Stadtpläne / Planen und 
Bauen eingesehen werden. 
 

Hagen, 19.11.2019   Erik O. Schulz   (Oberbürgermeister) 
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ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

Sitzung des Rates Nr. 08/2019, am Donnerstag, 28.11.2019, 
um 17:00 Uhr, im Rathaus an der Volme, Ratssaal 

 

TAGESORDNUNG 
I. Öffentlicher Teil 
1. Einwohnerfragestunde 
 

2. Mitteilungen 
 

2.1. Antrag der Fraktion Die Linke. zu "Vereine und Verbände", 
Drucksachennummer 0265/2018, aus dem Beirat für Menschen 
mit Behinderungen vom 14.03.2018 zur Doppelhaushaltsberatung 
2018/2019 

 

3. Anfragen gemäß § 5 der Geschäftsordnung 
keine 

 

4. Vorschläge zur Tagesordnung gemäß § 6 der Geschäftsordnung 
des Rates 
keine 

 

5. Tagesordnungspunkte der Verwaltung 
 

5.1. Beratung des Doppelhaushaltes 2020/2021 mit Haushalts-
sanierungsplan 2020/2021 und der Veränderungsliste 

 

5.2. Änderung der Richtlinien der Stadt Hagen zur Förderung von 
Begegnungsstätten 

 

5.3. Bundesstiftung "Frühe Hilfen" 
 

5.4. Auswirkungen des Urteils des Verwaltungsgerichts Arnsberg vom 
24. September 2019 auf die Windenergie-Planung in Hagen 

 

5.5. Kostenermittlung und Bewertung der vorgeschlagenen ÖPNV-
Beschleunigungsmaßnahmen (gem. 0923/2019) 

 

6. Berichterstattung zu Großprojekten 
keine 

 

7. Anfragen gemäß § 18 der Geschäftsordnung des Rates 
 

II. Nichtöffentlicher Teil 
1. Mitteilungen 
 

2. Mitteilungen über Kreditaufnahmen 
 

3. Anfragen gemäß § 5 der Geschäftsordnung des Rates 
keine 

 

4. Vorschläge zur Tagesordnung gemäß § 6  Geschäftsordnung des 
Rates 
keine 

 

5. Tagesordnungspunkte der Verwaltung 
 

5.1. Grundstücksangelegenheit! 
 

6. Berichterstattung zu Großprojekten 
keine 

 

7. Veröffentlichungen 
 

8. Anfragen gemäß § 18 der Geschäftsordnung des Rates 
 

Hagen, 20.11.2019   Erik O. Schulz   (Oberbürgermeister) 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aktuelle Ausschreibungen auf dem Vergabesatellit Metropole Ruhr 
(http://www.vergabe.metropoleruhr.de) 

                                                                                               

Estricharbeiten GES Eilpe Neubau 

Typ: Ex ante Veröffentlichung (§ 19 Abs. 5) 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: - 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYY1 
 

Auftrag zur Lieferung von Arzneimitteln 

Typ: UVgO Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 26.11.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYDX 
 

Beschaffung von Atemschutzgeräten und Druckgasflaschen 

Typ: UVgO Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 02.12.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYD8 
 

Überarbeitung Altlastenkataster 

Typ: UVgO Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 04.12.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYDP 
 

Ersatzbeschaffung einer Vorführdrehleiter 

Typ: VgV Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 10.12.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYD3 
 

Kanalbau Berchumer Straße 1.BA 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 12.12.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYD9 
 

Beschaffung eines Tanklöschfahrzeuges TLF 4000 

Typ: VgV Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 19.12.2019 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen/Zentrale Vergabestelle 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYDU 
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